
lauf der Fristen aufgetretener Mängel noch Rechte 
geltend zu machen.

V
Aus der gegenwärtigen Situation der Garantiegewäh­

rung beim Einzelhandelskaufvertrag ergeben sich fol­
gende Schlußfolgerungen:

1. Gegenwärtig bietet die Garantie noch ungenügende 
Vorteile für den Käufer, da das Wesen der Garantie als 
rechtsgeschäftliche Erweiterung der Gewährleistungs­
rechte nicht immer beachtet wird.

2. Die beteiligten Ministerien sollten in Zusammen­
arbeit mit Vertretern der Wissenschaft bestimmte 
Grundsätze der Garantie, basierend auf der Auffassung 
der Handelsgarantie, entwickeln, die in allen Fällen 
Grundlage der Garantieversprechen sein müssen, um

die Rechte des Käufers zu wahren. Damit wäre auch 
der Forderung der Konferenz des Kreisgerichts Halle 
(Stadtbez. 1) entsprochen, einheitliche Garantiescheine 
zu entwickeln. Dies wird zwar kaum möglich sein, aber 
die Aufstellung von Grundsätzen wird viel zur einheit­
lichen Anwendung der Garantie beitragen.

3. Auf die Einhaltung dieser Grundsätze müssen die 
Handelsorgane beim Vertragsabschluß mit ihren Liefe­
ranten achten.

4. Die Garantiefristen müssen verlängert werden.
5. Der Kreis der Objekte, für die Garantie gewährt 

wird, muß erweitert werden.
6. Das Ministerium für Handel und Versorgung muß 

den staatlichen Handelsorganen Mittel für Garantie­
reparaturen bereitstellen.

II
Von GEORG ZOROWKA, wiss. Assistent am Institut für

Die Garantievereinbarungen sind neben den Gewähr­
leistungsrechten (Wandlung, Minderung und Schadens­
ersatz — §§ 462, 463 BGB) hervorragende Mittel zur 
Hebung der Qualität der Produktion unserer volks­
eigenen, genossenschaftlichen und privaten Betriebe.
Die Garantie stellt, wie Ruth und Dieter W o l f  in NJ 
1956 S. 74 ff. richtig ausführen, eine rechtsgeschäftliche 
Erweiterung der Gewährleistungsrechte dar.

Für die Rechtsfolgen der Garantie in Kaufverträgen 
fehlt jedoch jegliche gesetzliche Regelung. Sie werden 
lediglich durch die Vereinbarungen der Vertragspartner 
bestimmt.

Es erhebt sich die Frage, ob die Vorschriften der 
5. DB zur WO vom 6. Juni 1953 (GBl. S. 803), welche 
die vertraglichen Beziehungen zwischen den VEH DIA 
und ihren Lieferbetrieben zum Gegenstand hat und 
eine gesetzliche Regelung der Garantie enthält, analog 
nicht nur auf sämtliche Lieferverträge1), sondern dar­
über hinaus auch auf Kaufverträge angewendet werden 
können, die eine Garantievereinbarung der Partner 
zum Inhalt haben. Diese Frage muß verneint werden.
Der Liefervertrag, dem ein Exportauftrag zugrunde 
liegt, basiert auf besonderen gesellschaftlichen Ver­
hältnissen. Er wird zwischen sozialistischen Organi­
sationen abgeschlossen und hat die planmäßige Ver­
teilung der gesellschaftlichen Produktion unter diesen 
Organisationen zum Gegenstand, wobei der Lieferer in 
direkter Erfüllung seiner Planaufgaben handelt. Zwar 
sind auch die Kaufverträge sehr oft vom Plan beein­
flußt, z. B. durch den Warenumsatz- und Warenbereit­
stellungsplan beim Einzelhandelskaufvertrag mit sozia­
listischen Handelsbetrieben, aber das stellt kein Kri­
terium für den Kaufvertrag im allgemeinen dar. Eine 
analoge Anwendung der Garantievorschriften der 5. DB 
zur WO auf Kaufverträge ist also ausgeschlossen; 
vielmehr bedarf es einer gesetzlichen Regelung, welche 
die Rechtsfolgen der Garantie festlegt.

Das bedeutet jedoch nicht, daß die für den Export­
liefervertrag geltenden Garantierechte — Nachbesse­
rung und Ersatzlieferung (§ 3 Abs. 2 der 5. DB zur 
WO) — nicht auch Inhalt der Garantie in Kaufver­
trägen sein können. In der Praxis werden diese Rechte 
regelmäßig vereinbart. Solange eine solche Abrede 
vorliegt, treten auch keine Schwierigkeiten auf.

Wie ist es jedoch, wenn Vereinbarungen über die 
Rechte aus der Garantie in Kaufverträgen fehlen?1 2)
In diesem Fall muß mangels einer vertraglichen Ab­
rede die Garantie so ausgelegt werden, daß be* auf­
tretenden Fehlern dem Käufer das Recht auf Nach­
besserung oder Ersatzlieferung zusteht3). Durch die 
Garantievereinbarung wird dem Käufer die Geltend-

1) Ruth und Dieter Wolf gelangen bei Einzelfragen zu der 
Meinung, daß die Bestimmungen der 5. DB zur WO auch in 
den sonstigen Lieferverträgen im Binnenhandel zum Grund­
satz erhoben werden sollen (NJ 1956 S. 74).

2) z. B. Garantieschein des VEB Mechanik „Glashütter Uhren­
betriebe“: „Wir garantieren bei sachgemäßer Behandlung
6 Monate für volle Zuverlässigkeit im täglichen Gebrauch. 
Störungen, die durch Fahrlässigkeit oder Federbruch ent­
stehen, sind von der Garantie ausgeschlossen.“

3) Bei Kaufverträgen mit staatlichen Einzelhandelsbetrieben 
findet diese Auffassung eine Stütze in der Anweisung Nr. 31/55 
des Ministeriums für Handel und Versorgung (Ziff. III 5). — 
Die Anweisung 1st abgedruckt in „Verfügungen und Mitteilun­
gen des Ministeriums der Justiz“ 1955 Nr. 4 S. 11.
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machung beider Ansprüche freigestellt; die Ansprüche 
sind einander gleichwertig, weil jeweils der volle 
Gebrauchswert der Ware gesichert bleibt. Verlangt der 
Käufer Nachbesserung und kann diese nicht ordnungs­
mäßig durchgeführt werden, so hat er noch die Mög­
lichkeit, Ersatzlieferung zu verlangen. Es liegt keine 
Alternativobligation gern. §§ 262 ff. BGB vor, weil nicht 
von vornherein eine wahlweise Leistung als Inhalt des 
Schuldverhältnisses vereinbart worden ist, sondern die 
wahlweise Rechtsausübung erst mit der Verletzung der 
Pflichten durch den Verkäufer eingeräumt wird. 
Während bei den Gewährleistungsansprüchen diese 
Wahlbefugnis auf dem Gesetz (§§ 462, 463 BGB) beruht, 
ist sie bei der Garantie auf eine Vereinbarung der 
Partner zurückzuführen. § 263 BGB, der bei Ausübung 
der Wahl die Leistung ausschließlich auf die gewählte 
beschränkt, ist nicht anwendbar. Der Inhalt der 
Garantie besteht ja gerade darin, den Käufer wegen 
eines innerhalb der Garantiefrist aufgetretenen Man­
gels auf jeden Fall zufriedenzustellen.

Ruth und Dieter Wolf untersuchen ferner das 
Problem des rechtsgeschäftlichen Ausschlusses der Ge­
währleistungsrechte bei Vorliegen einer entsprechen­
den Garantievereinbarung im Kaufvertrag. Bekanntlich 
enthalten die Gewährleistungsvorschriften der §§ 459 fl. 
BGB dispositives Recht (§ 476 BGB). Vertragliche Ab­
reden über den Ausschluß einzelner Gewährleistungs­
rechte sind also grundsätzlich zulässig. Diese Möglich­
keit wird — worauf R. und D. Wolf hingewiesen haben
— noch heute auch von volkseigenen Betrieben oft ein­
seitig für ihre Interessen ausgenutzt; sie bedeutet eine 
Einengung der Garantie, die nicht ihrem Charakter 
als rechtsgeschäftlicher Erweiterung der Gewähr­
leistung entspricht.

Daraus ergeben sich folgende Schlußfolgerungen: Die 
Abrede des Ausschlusses der Geltendmachung von Ge­
währleistungsrechten beim Kaufvertrag bedeutet — so­
weit nicht eine Nichtigkeit gern. §§ 134,138 BGB vorliegt
— lediglich eine Einengung des dem Käufer zustehenden 
Wahlrechts, d. h. eine vorläufige Beschränkung auf die 
Garantieansprüche. Der Käufer darf also bei Vorliegen 
eines Mangels zunächst nichts anderes als Nachbesse­
rung bzw. Ersatzlieferung verlangen. Kann jedoch die 
Mängelbeseitigung nicht zum Erfolg führen oder eine 
Ersatzlieferung nicht vorgenommen werden, so stehen 
ihm dennoch die Gewährleistungsrechte und damit die 
Wahl zwischen ihnen zu. Eine entgegenstehende 
Meinung widerspricht dem Charakter der Garantie und 
auch der Anweisung Nr. 31/55 des Ministeriums für 
Handel und Versorgung, die für den staatlichen Einzel­
handel unter Ziff. III, 5 den Inhalt der Garantieverein­
barungen festlegt. Wenn es daher in den von Ruth und 
Dieter Wolf angeführten Beispielen4) heißt: „Durch die 
Übernahme der Garantie ist die Geltendmachung an­
derer Ansprüche (Wandlung, Minderung, Schadens­
ersatz) ausgeschlossen“, so kann dieser Abrede nur der 
Sinn beigemessen werden, daß der Käufer zunächst' 
lediglich die Garantieansprüche geltend machen darf 
und die Gewährleistungsansprüche nur dann zum Zuge 
kommen, wenn die Garantieansprüche ohne Erfolg 
bleiben.

4) Vgl. NJ 1956 S. 77 Anrn. 7.
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